
und den Organen der Staatsanwaltschaft. Mehrfach hebt 
er die hohe Verantwortung der Wissenschaftler hervor, 
die Staatsanwälte mit einem praktikablen Instrumen
tarium zur wissenschaftlichen Organisation ihrer ver
antwortlichen Arbeit bei der Kriminalitätsvorbeugung 
auszustatten.
Seine Ausführungen zur inhaltlichen und methodischen 
Gestaltung der analytischen Arbeit der Staatsanwalt
schaft sind für unsere gegenwärtigen Aufgaben in der 
DDR von besonderem Wert. Der Verfasser unterschei
det die Kriminalitätsanalyse der Staatsanwaltschaft 
vom Inhalt her streng von den Aufgaben zur Erfor
schung der Kriminalitätsursachen, die von den wissen
schaftlichen Einrichtungen zu lösen sind. Die Staats
anwaltschaft stützt sich auf deren Ergebnisse und ana
lysiert die Kriminalität „nicht im allgemeinen, sondern 
auf der Grundlage der real begangenen Rechtsverlet
zungen“.
Swirbulj unterbreitet wertvolle Vorschläge für die Ge
staltung der Analysen über Stand, Struktur und Dyna
mik der Kriminalität. Er begründet, daß eine solche 
tiefgründige Analyse, die stets auch die realen Verän
derungen im sozialen Leben im jeweiligen Bereich zu 
berücksichtigen hat, nicht öfter als einmal in fünf Jah
ren zu erfolgen brauchte. Beachtlich erscheint auch sein 
Vorschlag, die rechtlichen Möglichkeiten der Staats
anwaltschaft (z. B. das Untersuchungsverlangen) stärker 
für Zwecke der Kriminalitätsanalyse in bestimmten 

, Bereichen (Betriebe, Territorien) einzusetzen.
Im 4. Kapitel behandelt der Autor die „Ausarbeitung, 
Planung und Durchführung von Maßnahmen der Staats
anwaltschaft im Kampf gegen die Kriminalität“. Er er
örtert den konkreten Beitrag, den die Staatsanwalt
schaft zur Einschränkung und Liquidierung der Krimi
nalität zu leisten hat: üie strenge Aufsicht über den 
genauen Vollzug der Gesetze durch alle verantwort
lichen Organe. Das erfordert Planmäßigkeit. Die Grund
lage für die wissenschaftliche Planung wird wesentlich 
durch die Kriminalitätsanalyse geschaffen. Eine große 
Rolle kommt auch den wissenschaftlichen Empfehlun
gen zu. Swirbulj unterscheidet zwischen der Perspek
tivplanung der gesamten Staatsanwaltschaft (für fünf 
Jahre) und der operativen Planung zur Präzisierung 
und Sicherung der Ziele des Perspektivplans. Er be
gründet die Erfordernisse für reale und effektive Pläne 
und unterbreitet Vorschläge für Kriterien zur objek
tiven Bewertung der Wirksamkeit der staatsanwalt- 
schaftlichen Tätigkeit. Jede schematische Wertung ledig
lich auf der Grundlage statistischer Ergebnisse wird als 
subjektivistisch und unwissenschaftlich bezeichnet.
Im letzten Kapitel schließt der Autor den Kreis zu den 
bereits im 1. Kapitel erörterten Bedingungen für den 
gesamtgesellschaftlichen Kampf gegen die Kriminalität. 
Er behandelt das „Zusammenwirken der Staatsanwalt
schaft mit anderen Staatsorganen und gesellschaftlichen 
Organisationen im Kampf gegen die Kriminalität“. Die
ses Zusammenwirken ist eine objektiv notwendige Be
dingung, die aus der wechselseitigen Bedingtheit und 
Verflechtung der gesellschaftlichen Prozesse erwächst. 
Swirbulj stellt dar, wie in der UdSSR unter Leitung 
der Parteiorgane die gesellschaftlichen Anstrengungen 
koordiniert auf die Gewährleistung einer hohen Gesetz
lichkeit und stabilen Rechtsordnung bei der gesell
schaftlichen Entwicklung — zugleich als Aufgabe zur 
Zurückdrängung der Kriminalität — ausgerichtet wer
den. Er stellt die verschiedenen Koordinierungsmaß
nahmen der Staatsanwaltschaft mit den Untersuchungs
organen und den Gerichten sowie mit anderen Staats
organen und Organisationen dar. Besondere Aufmerk
samkeit widmet er der Koordinierung der Rechtspropa
ganda, die ein wichtiges Instrument bei der Entwick
lung des Rechtsbewußtseins der Bevölkerung ist.
Der Staatsverlag der DDR bereitet die Herausgabe der 
Schrift in deutscher Übersetzung vor. Damit wird das 
Literaturangebot über die staatsanwaltschaftliche 
Aufsicht sowie über den Kampf gegen die Krimi
nalität in der sozialistischen Gesellschaft um eine über
aus nützliche Schrift bereichert.

Dr. Hans K a i s e r ,  Staatsanwalt 
beim Generalstaatsanwalt der DDR
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